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Geschäft, über das er in seinem Tagebuch mehrmals stöhnte." Das 1823 verab­
schiedete Provinzialständegesetz ohne Reichsstände befriedigte Vincke nicht, 
aber er mußte und konnte mit ihm leben. 

Nach der letzten Kronprinzenkonferenz notierte er in seinem Tagebuch, er­
leichtert über den Abschluß der mühevollen Arbeit und froh, Berlin endlich 
wieder verlassen zu können: " ... dann zur letzten Konferenz von 4 bis 7, welche 
gottlob den wichtigen Gegenstand beendigte, dem der Himmel Gedeihen verlei­
hen wolle - sind auch diese Provinzialstände nicht das Vollkommenste, lassen sie 
auch manche Wünsche vielleicht unbefriedigt: Ich muß sie doch für eine große 
Wohltat betrachten, ihre Publikation in dieser Zeit für ein großes Glück und 
nun, nachdem alles vollbracht, auch meiner Teilnahme an dem Werke mich freu­
en, obschon vieles nicht nach meinem Sinn und nach meiner Ansicht anders bes­
ser, so muß ich mich doch beruhigen, wenigstens meine Überzeugung immer of­
fen ausgesprochen zu haben. "24 

Mit dem Provinzialständegesetz von 1823 und den besonderen Provinzialver­
fassungen von 1823 und 1824 - für Westfalen 1824 - war der erste Abschnitt der 
preußischen Verfassungsentwicklung abgeschlossen. Nur ein Bruchteil der 
Hoffnungen der Reformer war in Erfüllung gegangen und die Nichteinlösung 
des dreimaligen Verfassungsversprechens lastete als schwere Hypothek auf dem 
innenpolitischen Klima im Preußen des Vormärz. Auch Vincke erkannte die für 
die Reformwilligen schmerzlichen Defizite. Als Oberpräsident aber mußte er 
sich mit den Gegebenheiten arrangieren, und als nüchtern denkender Verwal­
tungsfachmann und Vertreter der Interessen Westfalens verstand er es , ohne Re­
signation sich in den vorhandenen Möglichkeiten einzurichten. Die nach 1823 
eingerichteten Provinzialstände waren ein Zwitterwesen, das der Übergangszeit 
zwischen feudalständischem Ancien regime und modernem Verfassungsstaat 
verhaftet blieb und nicht den klaren Schritt zum Neuen wagte. Aber eine pro­
gressive Ausgestaltung war für die Zukunft nicht ausgeschlossen. Alles hing von 
der Umsetzung in der Wirklichkeit ab. 

Die westfälischen Provinzialstände 

Die 1824 verordneten, 1826 zum ersten Mal zusammentretenden Provinzial­
stände Westfalens haben unter dem Oberpräsidenten Vincke als Landtagskom­
missar ihre beiden wichtigsten Funktionen wahrgenommen: Sie dienten der In­
tegration der Provinz und bildeten ein öffentliches politisches Forum, auf dem 

23 Tagebucheintragungen Vinckes unter den Daten 9.,10. und 11. Dezember 1822. 
9. Dezember: "Heute die Abschrift von Stein für den Kronprinzen begonnen, ein schweres Stück 
Arbeit, mein Anerbieten mich fast bereuen lassend, da ich auf 5 Bogen 10 Stunden brauche - doch 
wenn es nur gelesen wird! "; 11. Dezember: "Das opus horrendum der Abschrift glückl ich vo llen­
det". 

24 Tagebucheintragung unter dem 8. Mai 1823. 
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der Verfassungs gedanke im Vormärz wachgehalten wurde. Beides hat Vincke 
gefördert. Daß der volle Schritt zum Verfassungsstaat zu Vinckes Lebzeiten 
nicht mehr getan werden konnte, lag an den strukturellen Rahmenbedingungen 
der Reaktions- und Stagnationsjahre. Zur Revolution und unter ihrem Druck 
zur Verfassungsgewährung kam es in Preußen erst, als sich Steuer- und Finanz­
fragen von den Verfassungsforderungen nicht mehr - wie bisher - künstlich ge­
trennt halten ließen. Vincke hatte die Interdependenz der beiden Bereiche im­
mer gesehen, ihre Abstimmung und Gleichschaltung gewünscht und - als dies 
nicht durchzusetzen war - im Rahmen des Möglichen die Interessen Preußens 
und Westfalens für die Zukunft offenzuhalten versucht. 

Am 29. Oktober 1826 trat der erste westfälische Provinziallandtag in Münster 
zusammen." In seinen Kompetenzen auf eine beratende Funktion begrenzt, für 
Einberufung und Verhandlungsdauer vom König abhängig, der mit seinen Pro­
positionen auch die Verhandlungsgegenstände weitgehend bestimmte, waren 
den Wirkungsmöglichkeiten des Provinziallandtages enge Grenzen gesetzt. Nur 
für die Anliegen der Provinz zuständig, hatte man der Weiterentwicklung zu ei­
ner gesamtstaatlichen Repräsentation einen Riegel vorzuschieben versucht. Dies 
wurde in der Folgezeit noch durch eine geschickte Verteilung der Tagungster­
mine zwischen den preußischen Provinzen unterstützt. Vermögen und Besitz 
waren Grundlage der Wahlen. Von einer demokratischen Repräsentation war 
man also weit entfernt - was damals aber durchaus noch den politischen Vor­
stellungen der Mehrheit der Bevölkerung entsprach, überwiegend auch noch de­
rer, die aufgrund eines solchen Wahlrechts von aktiver Teilnahme an politischer 
Gestaltung ausgeschlossen waren, dies aber zum großen Teil aus ständisch­
patriarchalischem Denken heraus akzeptierten. 

Wenn die Provinzialstände also auch modernen Verfassungsvorstellungen 
nicht entsprachen, so boten sie doch ausbaufähige Möglichkeiten. Diese zu nut­
zen war das Interesse Vinckes und Steins, die zum Landtagskommissar bzw. 
zum Landtagsmarschall ernannt worden waren. 

Von beiden kamen vom Reformdenken geprägte politische Impulse, und bei­
de haben den Gang der Verhandlungen entscheidend bestimmt. 

Vincke eröffnete den ersten Landtag mit einer Rede, die für ihn ungewöhnlich 
grundsätzlich angelegt war, um dem in seinen Augen großen politischen Ereig­
nis angemessenen Ausdruck zu verleihen." 

Vincke gab der ständischen Verfassung eine hoch bedeutsame, zentrale Be­
deutung für den Staat. Provinzialstände galten ihm als Ausweis, der zivilisierten 
Welt anzugehören. Für die Verwaltung sah er in den Ständen den Festigkeit und 
Sicherheit verleihenden Mittelpunkt - eine auffallende Betrachtungsweise für ei­
nen Mann der Verwaltung, aber gerade deshalb für die Beurteilung Vinckes auf­
schlußreich . 

25 Tm Verwaltungsarchiv des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe (LWL) befinden sich die Pro­
tokolle der Provinzialständeverhandlungen. 
26 LWL, A III Nr. 1 BI. 16-21. 
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Erst mit der ständischen Verfassung und der nun möglichen direkten Rück­
koppelung an die Wünsche und Bedürfnisse der Provinz könne die Verwaltung 
in vollem Einklang mit einer politisch aktiven Bevölkerung deren Interessen voll 
wahrnehmen und unterstützen. Wörtlich führte Vincke aus: "Denn es ist ein we­
sentlicher, nicht genug zu schätzender Vorteil der für uns neu begründeten Ver­
fassung, daß fortan die Verwaltung nicht ferner isoliert stehen, alle Tätigkeit des 
Regierens an sich reißen, die Einwohner gleichgültig gegen das allgemeine Wohl 
machen, aus Mangel an Kenntnis der Verhältnisse, wohl selbst Widerstrebungen 
wirklich wohltätiger Zwecke veranlassen wird. " 27 Das hieß: Aufforderung an die 
Deputierten zur Zusammenarbeit, Werben um Vertrauen und Bereitschaftser­
klärung des Oberpräsidenten, als Sachwalter der Interessen der Provinz gesehen 
zu werden. Den politischen Gewinn für die Regierung sah Vincke in der siche­
ren Verankerung des monarchischen Prinzips, was voraussetzte, daß Wähler 
und ständische Deputierte fest auf dem Boden der Monarchie standen, was 
Vincke bei seinen "biederen Westfalen" mit ihrer treuen Anhänglichkeit an den 
Landesherren als gegeben annahm. Zwar rüttelte Vincke nirgends am monarchi­
schen Prinzip, wies mehrfach in seiner Rede darauf hin, daß der Landtag aus 
freier königlicher Huld gewährt wurde. Er verteidigte die ständische Zusam­
mensetzung auf der Grundlage des Grundbesitzes aus der Natur des Menschen, 
der nur dann "lebendigen Anteil an öffentlichen Angelegenheiten" nehme, "wenn 
das Wohl und Wehe des eigenen Herdes auf dem Spiele stehe ".28 Aus dem Kreis 
der ansässigen Grundbesitzer dürfe man hoffen, so die verständigsten Vertreter 
von "Kenntnissen, Gemeinsinn und Tauglichkeit für öffentliche Angelegenhei­
ten"" zu gewinnen. Aber Vincke riskierte dann doch noch einen entscheidenden 
politischen Schritt weiter, der ihn an die Grenze des ihm als Oberpräsident und 
Landtagskommissar Erlaubten brachte. Er interpretierte die Zuständigkeit der 
Provinzialstände extensiv, indem er darauf hinwies, daß - solange es keine allge­
meinen Stände gebe - der Provinziallandtag nicht nur Provinzialgesetze berate, 
sondern auch die allgemeinen Gesetze, "welche Veränderungen in den rechtli­
chen Verhältnissen zum Gegenstande haben." 30 Vincke eröffnete dem Landtag 
damit ein weites Tätigkeitsfeld und stellte sich auf die Seite derer, die den Pro­
vinzialständen echte politische Mitarbeit zugestehen wollten. Und er ging noch 
weiter. Er wies auf die Vorläufigkeit der Provinzialstände hin, die nur die erste 
Stufe und der Unterbau für allgemeine Reichsstände sein sollten: " ... bis die 
Weisheit des Königs aus den Provinzialständen die allgemeinen Stände hervorru­
fen wird. "3 1 Das war ein Appell an den Monarchen, sein Verfassungsversprechen 
einzulösen. 

27 lbid., BI. 17 RS. 

28 Ibid., BI. 16 RS. 
29 Ibid., BI. 17. 
30 Ibid. 
31 Ibid. 
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Der zweimonatige Gang der Landtagsverhandlungen ist ganz entscheidend 
von Landtagskommissar und Landtagsmarschall geprägt worden und von ihrer 
intensiven, spannungs reichen Zusammenarbeit. Aufgrund des gedruckten und 
ungedruckten amtlichen Materials, durch Vinckes Tagebuch, Steins umfangrei­
che Korrespondenz und die Lebenserinnerungen des Abgeordneten der Stadt 
Münster, Johann Hermann Hüffer - um nur die wichtigsten Quellen zu 
nennen -, sind wir über die Landtagsverhandlungen bestens informiert. 

Stein hat durch seine machtvolle Persönlichkeit, seine souveräne, aber auch 
autokratische Verhandlungsführung und seine große politische Erfahrung den 
Landtag beherrscht.32 Angesichts einer großen Anzahl politisch unerfahrener 
Deputierter und überhaupt angesichts der Neuartigkeit der Institution, in der 
sich auch Verfahrens fra gen z. B. zur Geschäftsordnung und Wahlen erst noch 
einspielen mußten, war der Start unter der Regie eines versierten Staatsmannes 
zweifellos von Vorteil. Die Probleme, die sich auf Dauer durch die Dominanz 
einer starken Persönlichkeit hätten ergeben können, war Stein selbst klug genug 
zu erkennenY 

Vincke wirkte als Landtagskommissar völlig anders, aber mindestens so ein­
flußreich wie Stein auf den Verlauf der Debatten ein. Selbst nicht Mitglied des 
Provinziallandtages, war er in allen Phasen massiv einbezogen und steuernd 
tätig. Schon die Vorbereitungen waren ohne seine Bereitstellung von Materialien 
und Unterlagen nicht denkbar, er bereitete die Mitteilungen für den Landtag 
vor, erbat vorweg die königlichen Propositionen, besprach sich mit Stein und 
empfing die in Münster eintreffenden Deputierten. 

Während der Session hatte er umfangreiche Repräsentationspflichten und die 
gesellschaftliche Betreuung der Ständemitglieder wahrzunehmen und ggf. mit 
seinen Berichten die notwendigen Informationen zu liefern. Die Hauptarbeit 
aber kam für ihn erst nach Schließung des Landtages. Im Januar und Februar 
1827 haben Stein und Vincke intensiv an dem vom Landtagsmarschall zu erstat­
tenden Abschlußbericht gearbeitet, wozu mehrere Besuche Vinckes in Cappen­
berg notwendig waren. Vor allem aber mußte Vincke den königlichen Landtags­
abschied vorbereiten, was ihn zu einem sechswöchigen Berlinaufenthalt (2. 5. bis 
17.6. 1827) zwang; und schließlich mußte er mit einer Vielzahl von Gutachten 
die Umsetzung der Landtagsbeschlüsse in die Wege leiten. 

Aus der Vielzahl der hier nicht vollständig aufzuzählenden Verhandlungsge­
genstände, die zum Teil nicht sofort abzuschließende Grund- und Dauerproble­
me der sich im Wandel befindenden Provinz betrafen, hob Stein in seiner 
Schluß rede am 29. Dezember 182634 die Städte-o,rdnung, die Katasterfrage und 
die Handels- und Fabrikenverhältnisse hervor. Uber der Katasterfrage, bei der 
es um ein neu einzuführendes gerechtes Erhebungsverfahren bei der Grundsteu­
er ging, und über der Frage der Ablösung von bäuerlichen Diensten kam es auf 

32 H üffer, Lebenserinnerungen, S. 121. 
33Ibid. 
34 LWL, A III Nr. 3 BI. 955. 
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dem Landtag zu starken Spannungen. Die unterschiedlichen ständischen Inter­
essen ließen keine Einigung zu, und beide Probleme blieben für Jahre ungelöst. 
In der Ablösungsfrage hat sich Stein, so der nicht unkritische Hüfter," offenbar 
redlich, aber vergeblich um eine Einigung im Sinne des Gemeinwohls bemüht. 
In der Katasterfrage aber standen Stein und Vincke, zunehmend verbissener 
werdend, auf konträren Standpunkten, in denen sich die trotz so vieler Gemein­
samkeiten unterschiedliche Denkweise beider Männer offenbarte.J6 Der Kata­
sterstreit führte zum Bruch zwischen Stein und Vincke , der erst 1828 ei ne Aus­
söhnung fand,J7 nie wieder aber die ursprüngliche Harmonie der beiden auf­
kommen ließ." 

Versucht man in einem zusammenfassenden Überblick die Entwicklung der 
Provinzialstände bis zum Ende der Amtszeit Vinckes zu charakterisieren, so 
kann man neben durchgängigen politischen und sozialen Gegensätzen und Dau­
erproblemen auch feststellen, daß jede Session einen eigenen Akzent durch aktu­
ell brisante Fragen erhielt. 

Die ständische Zusammensetzung war insbesondere anfangs von großem 
Vorteil für den Adel, vor allem wenn man an sein Verhältnis zur gesamten west­
fälischen Bevölkerung denkt. Hüffer schreibt dazu in seinen Lebenserinnerun­
gen: "Nicht nur, daß dieser Stand, wiewohl nur im Besitz von sechs, höchstens 
acht Prozent des gesamten Grundeigentums, gesetzlich ein Drittel der Stimmen 
hat, kommen ihm - durch Stellvertretung - auch noch die meisten Stimmen der 
Majoratsherren zugute. " )9 Neben der zahlenmäßigen Relation war das aber vor 
allem ein Problem von Konnexionen und Einflußmöglichkeiten. Die virilstimm­
berechtigten Standesherren konnten elf Mitglieder auf dem Provinziallandtag 
stellen, erschienen aber selten oder schickten Stellvertreter und verzichteten da­
mit auf Einfluß. Die Ritterschaft entsandte wie der 3. und 4. Stand 20 Deputier­
te, die zwar nicht durchgängig adlig, aber den feudalen Interessen verpflichtet 
waren. Erster und zweiter Stand stellten den Landtagsmarschall und die Aus­
schußvorsitzenden und - nach Hüffers kritischer Feststellung - "verteil(t)en die 

35 Hüffer, Lebenserinnerungen, S. 122. 
36 Zum Konflikt zwischen Stein und Vincke wegen der Katasterfrage vgl. Stein - A. VII (1969), ins­
besond ere Nr. 191 :::: Stein an Ludwig Vincke, Nassau, 18. Juni 1827. - Tagebucheintragung Vinckes 
am 28. Juni 1827: ..... höchst insolenter Brief von M. Stein, dessen fixe Idee vom Kataster alk: Schran­
ken ihn überschreiten läßt." - 3. Ju li 1827: .,'" auch meine wohlverdiente grobe Antwort an M. Stein 
geschrieben. " 
Stein schrieb am 25. Juli 1827 an Merveldt (Stein-A. VII, Nr. 199): "Herr v. Vincke hat mir unterdes­
sen geantwortet, nicht um sein Machwerk zu verteidigen, sondern um seinen Unwillen über den In­
halt meines Schreibens auszudrücken. Er klagt ihn der Einseit igkeit, Bitterkeit, Anmaßung an und 
verbittet sich alle ferneren Briefwechsel. Der gute Mann fährt 1fl seiner oberflächl ichen Vieltuerei 
fort, schließt Augen und Ohren, umgibt sich mit Schmeichlern, Schwachköpfen, Klienten und Un­
tergebenen und smkt immer tiefer in den Abgrund eitler Selbstzufriedenheit." 
37Zur Beilegung des Konflikts vgl. den Brief Steins an Gräfin Reden vom 24. Dezember 1828 = 
Stell1-A. VII, Nr. 420. 
38 Vgl. Hüffer, Lebenserinnerungen, S. 124. Zum Verhältnis zwischen Stein und Vincke vgl. Alfred 
Hartlieb von Wallthor, Auftakt zum Vormärz in Preußen, Münster 198 8, S. 11 Anm. 14 (Zle.: Hart­
lieb von Wallthor, Auftakt zum Vormärz). 
39 Hüffer, Lebenserinnerungen, S. 122. 
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einkommenden Sachen, ernannten die Referenten und können daher diese ihren 
Zwecken gemäß auswählen und den Vortrag beeilen oder nach Unterschied 
zurückschieben. Endlich haben alle so ziemlich dieselben Interessen, leben in be­
ständigem Verkehr miteinander, sind daher immer au fait, wogegen die Abge­
ordneten des dritten und vierten Standes sich oft erst im Sitzungssaal kennenler­
nen, miteinander wenig in Berührung kommen und erst im Verlauf der Ver­
handlungen herausfinden, wer ihre Interessen vertritt und wem sie ihr Vertrauen 
zuwenden dürfen."" Die Nachteile des 3. und 4. Standes bestanden in ihrer 
schwachen Repräsentativität im Hinblick auf die Bevölkerung und in ihrer poli­
tischen Unerfahrenheit und mangelnden Organisation. Der von Stein und 
Vincke erhoffte politische Erziehungseffekt mußte langfristig vor allem diesen 
beiden Ständen zugute kommen, wenn es gelang, sie vom engen Interes­
senstandpunkt zum Gemeinwohldenken zu wenden. Hüffer, selbst Vertreter 
des städtischen Bürgertums, konstatierte auch im Hinblick auf den 3. und 4. 
Stand kritisch, er "habe sie ... durchgehends als eigennützig und wenig zuverläs­
sig kennengelernt; bereit mitzugehen, solange es ihr naheliegender Vorteil er­
heischte, aber zu keiner Aufopferung, zu keiner Hingebung bereit."'! 

Sobald materielle Interessen auf dem Spiele standen, kam es mehrfach zu er­
bitterten Zusammenstößen. Das war bei der Katasterfrage der Fall, mit der sich 
mehrere Landtage zu befassen hatten, das war so bei den Ablösungsproblemen 
und bei der Beratung der Jagdgesetze, insbesondere der Frage der sog. Koppel­
jagden (5. Provinziallandtag, Februar-April 1837) - also bei Fragen, die mit der 
Umwandlung obsolet gewordener Privilegien in einer sich wandelnden Gesell­
schaft zusammenhingen. Wegen der Koppeljagden kam es auf dem Landtag zu 
Unruhen, die sogar bis zum preußischen Innenminister Rochow drangen. In 
dem sich verschärfenden Klima der Reaktion versuchte dieser, die Zügel poli­
tisch fester anzuziehen und den Oberpräsidenten als Landtagskommissar über­
wachend und zensierend in den Gang der Verhandlungen eingreifen zu lassen. 
Es entspann sich ein gereizter Briefwechsel zwischen Vincke und Rochow, in 
dem Vincke sich schützend vor "seinen" Landtag und die beiden aus der Sicht 
des Innenministers aufrührerischen Abgeordneten Biederlack und Hüffer steil­
te." Der Oberpräsident selbst mußte sich eine Rüge des Ministers und die Dro­
hung gefallen lassen, dieser werde bei nächster Gelegenheit in Münster selbst die 
einschlägigen Akten überprüfen. Ferner mußte Vincke sich belehren lassen, es 

40 Jbid., S. 123. 
41Ibid. 
42 StA Münster, OP 403. Vgl. dazu: Sie!2'ried Bahne, Die Freiherren Ludwig und Georg Vincke im 
Vormärz. Dortmund 1975, S. 38f. mit l.!uellenanhang: Anlage 2 :::: lnncnmmister von Rochow an 
Oberpräsident Freiherr Vincke, 6.4. 1837; Anlage 3 = Oberpräsident Freiherr Vincke an Innenmini­
ster von Rochow, 15.4. 1837; Anlage 5 :::: Innenministcr von Rochow an Oberpräsident Freiherr 
Vincke, 24. 4. 1817; Anlage 6: Oberpräsident Freiherr Vincke an Innenminister von Rochow, 
20. 6. 1837; Anlage 7 :::: Innenminister von Rochow an Oberpräsident Freiherr Vincke, 8. 8. 1837. 
Der Streit Vincke-Rochow schlägt sich auch in Vinckes Tagebuch nieder: Eintragungen vom 
14.4. 1837,16.4.,8.5.,20.6.,15.-22.8. 1837 zu Rochows Besuch in Münster und Westfalen; Hüffer, 
Lebenserinnerungen, S. 124ff. zum 2. westfälischen Provinziallandtag. 
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komme in erster Linie bei den Abgeordneten auf patriotische Gesinnung an und 
weniger, wie Vincke meinte, auf Sachkenntnis und Talent." 

Dieser Vorgang zeigt mehreres deutlich: Zum einen, wie sehr sich das politi­
sche Klima verhärtet hatte und wie sehr die Revolutions- und Demagogenfurcht 
in der preußischen Regierung um sich gegriffen hatte. Zum anderen, daß politi­
sche Immunität bei Abgeordneten noch längst nicht allgemein akzeptiert war 
und der Innenminister eher ein Parlament "von Monarches Gnaden" sich vor­
stellte. Vincke wurde aus dieser Sicht als politisch nicht ganz zuverlässig einge­
stuft. Er stellte sich sogleich - wie bei vielen anderen Gelegenheiten auch - vehe­
ment vor seinen Provinziallandtag und wies das Ansinnen des Ministers selbst­
bewußt, energisch und eindeutig zurück. Verständlich, daß ein so agierender 
Oberpräsident für seine Provinz glaubwürdig war, Vertrauen genoß und zur 
Identifikationsfigur Westfalens werden konnte. 

Konfessionelle Gegensätze, die seit Gründung der Provinz zu erheblichen 
Spannungen geführt hatten und eines der großen Integrationsprobleme darstell­
ten, waren durch den Streit um Drostc-Vischering und die sog. Kölner Wirren 
1837 neu entfacht und verstärkt worden. Ihr Fortwirken machte sich vor allem 
auf dem 6. Provinziallandtag bemerkbar. 44 Vincke, selbst Protestant, hat sich 
zwar um fairen Umgang mit den Katholiken bemüht, zu einzelnen von ihnen 
auch engen, ja freundschaftlichen Kontakt gepflegt - wie z. B. zu Ferdinand Au­
gust Graf Spiegel" - und in der Personal- und insbesondere der Schulpolitik die 
Interessen der Katholiken berücksichtigt. Aber spezifisch katholische Kultus­
und Mentalitätselemente waren ihm doch fremd - in manchem vergleichbar sei­
nem Unverständnis gegenüber den Identitätsproblemen der jüdischen Minder­
heit." 

Als Repräsentant eines unter Friedrich Wilhelm III. protestantisch erschei­
nenden Staates war Vincke dem aus älteren feudalen Traditionen lebenden ka­
tholischen Adel Westfalens suspekt. Obwohl erster Mann an der Spitze Westfa­
lens, wurden er und seine Familie ze itweise gesellschaftlich geschnitten und wa­
ren bis in den Privatbereich hinein vom Konfessionsgegensatz betroffen." 

43 StA Münster, OP 403, BI. 161 RS. 
44 Vgl. dazu Ludger Graf von Westphalen , Aus dem Leben des Grafen Clemens August von West­
phalen zu Fürstenberg (1805-1885), Münster 1979, insbesondere Kap. 4: Der kirchenpolitische Vor­
stoß 1841 und seme Folgen (S. 63-77). Der Fall Westphalen schlägt SIch rn Vrnckes Tagebuch meder 
unter den Daten 23. 3., 16. 4., 21. 4. und 23. 4. 1841. 

45 Siehe dazu Walter Lipgens, Ferdinand August Graf Spiegel und das Verhältnis von Ki rche und 
Staat 1789-1835.2 Bde, Münstcr 1965. 
46 Siehe: Dieter Ascho!! und Rita Schlautmann-Overmeyer, Vinckc und die Juden. In: Vincke-Pro­
fi l, S. 289-308. 

47 Sowohl bei der Heirat seiner jüngsten Schwester Charlotte mit ei nem katholischen Sierstorpff­
Driburg als auch bei der seiner Jüngsten Tochter aus erster Ehe, Caroline, mit einem Sierstorpff, 
gab es wegen des konfessionellen Unterschiedes Probleme. Zu den Schwierigkeiten Vinckes mit 
dcm katholischen Adel in Westfalen siehe: Horst Conrad, Vincke und der Adel. In: Vincke-Profi l, 
S. 241 -264. 
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Der für die politische Entwicklung der Provinzialstände interessanteste Ge­
genstand war die Verfassungsfrage oder die Forderung nach Weiterentwicklung 
der Provinzialstände zu Reichsständen bzw. die nach Ausbau der ständischen 
Rechte und nach Änderung des zunehmend als ungerechter empfundenen stän­
dischen Wahlsystems. Seit Vinckes Eröffnungsrede zum Provinziallandtag 1826 
hat diese Problematik die Vertreter Westfalens nicht mehr losgelassen. Zu einem 
ersten konfliktreichen Höhepunkt kam es hierüber auf dem 3. Provinziallandtag 
1830/31.48 

Ein Reichsständeantrag aus der Mitte des Provinziallandtages wurde nach an­
fänglichem Zögern von Stein und Vincke unterstützt. Beide waren prinzipiell 
Verfassungsbefürworter, in der politisch brisanten Situation nach der französi­
schen Julirevolution aber plädierten sie für vorsichtiges Vorgehen. Der um Ver­
mittlung gebetene unentschlossene Prinz Wilhe1m d. Ä. zog seine anfänglich in 
Aussicht gestellte Hilfe zurück, es kam zum Eklat und zu starken Spannungen 
zwischen Berlin und Münster. Aus Berliner Sicht hatte der westfälische Provin­
ziallandtag seine Kompetenzen ungebührlich überschritten und Vincke wurde 
gemaßregelt, den Reichsständevorstoß nicht verhindert zu haben. 

Der Vorgang ist ein Indiz für das allmähliche Zusammenwachsen des Provin­
ziallandtages zu einer nicht nur materielle Einzelinteressen vertretenden, son­
dern an übergreifenden politischen Aufgaben orientierten Institution. Wenn 
auch noch 1831 ohne greifbaren Erfolg, so war der Vorstoß doch von überregio­
naler Bedeutung und Wirkung in die Zunft. Die Verfassungsfrage ist bis zur Re­
volution von 1848 nicht mehr zur Ruhe gekommen . Mit der Thematisierung der 
Verfassungsfrage auf dem 3. Provinziallandtag wurde für Westfalen der Vor­
märz eingeläutet. 

Friedrich Wilhe1m IV. ist der Forderung nach Ausbau und Erweiterung der 
ständischen Rechte nur in sehr bescheidenem Maße entgegengekommen, was 
sich in den königlichen Propositionen für den 6. westfälischen Provinziallandtag 
niederschlug. Der 7. Provinziallandtag, der letzte, an dem Vincke beteiligt war, 
setzte die Diskussion fort - wieder ohne greifbares Ergebnis. Die mit dem 
Thronwechsel1840 verknüpften Hoffnungen erfüllten sich nicht. Vincke konn­
te für die politischen Ideale seiner Jugend nicht mehr kämpfen und erlebte den 
Schritt Preußens zum Verfassungsstaat nicht mehr. 

Das Lebensende Vinckes 

Beim Eintritt in das 70. Lebensjahr legte sich Vincke, wie er es zeit seines Lebens 
getan hatte, Rechenschaft ab über das vergangene Jahr und hielt Ausblick auf das 
kommende. Am 23. Dezember 1843, seinem 69. Geburtstag, notierte er in sei­
nem Tagebuch, das er fast ohne Unterbrechung seit seinen Schüler- und Studen­
tentagen kontinuierlich geführt hatte: 

48 Im Folgenden referiert nach Hartlieb von Wallthor, Auftakt zum Vormärz. 
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"Mit Dankgebet aller mir im abgelaufenen 69. Lebensjahr gewordenen vielfa­
chen göttlichen Gnade schloß ich den gestrigen, mit erneuerten Vorsätzen und 
Bitte um Beistand zu deren Erfüllung begann ich das lO.Lebensjahr! Wohl fühl­
te ich auch einige Abnahme der Körper- und Seelenkräfte, doch wenigen ist sol­
che Rüstigkeit wie mir wohl noch bei diesem Alter beschieden und darin die Auf­
forderung begründet, wie in dem mir in so hohem Maße gewordenen Famili­
englück und günstigen äußeren Verhältnissen, meine noch übrige Kraft, soweit 
ich vermag, dem Könige und Vaterlande zu widmen. "49 

Die wenigen schlichten, kunstlosen Zeilen sind ein charakteristisches Zeugnis 
für den Menschen Ludwig Vincke, der sich eingebunden weiß in die dreifache 
Bindung an Gott, König und Vaterland und Familie. Dank und Verpflichtung 
zum uneigennützigen Einsatz aller Körper- und Seelenkräfte gehören für 
Vincke zusammen und leiten ihn täglich. Realistisch konstatiert er nun bei sich 
selbst ein altersbedingtes Nachlassen der Kräfte . Ihn drückt vor allem die Sorge 
um seine zweite Frau, vierundzwanzig Jahre jünger als er, und die vier kleinen 
Töchter - eine weitere Tochter wurde zwei Tage nach der zitierten Tage­
bucheintragung geboren. 

In seinem letzten Lebensjahr hat sich Vincke in einer Weise dienstlich einge­
setzt, buchstäblich im Dienst verzehrt, daß es noch für den Leser seines Tagebu­
ches nach einhundertfünfzig Jahren bedrängend wirkt und man die in Briefen 
bezeugte Sorge seiner Frau und die aktenkundigen Mahnungen aus seiner Um­
gebung voller Verständnis nachvollzieht.;D 

Der bekannte und bewunderte Fleiß und Arbeitseinsatz Vinckes scheint 1844 
fast noch zugenommen zu haben. Von seinem ungeheuren dienstlichen Eifer 
zeugen die Aktenberge mit einer fast unübersehbaren Anzahl von Gutachten, 
Stellungnahmen und ausführlichen Marginalien zu allen die Provinz betreffen­
den Fragen. Als reisender Oberpräsident war Vincke häufig auf Dienst- und In­
spektionsreise: zu Fuß, zu Pferd, per Kutsche, mit der Bahn und mit dem Schiff, 
in allen Teilen der Provinz und im September/Oktober 1844 mehrere Wochen 
in Berlin. 

Die Arbeit war nur durch Schlafentzug zu bewältigen und trotz zunehmender 
Schwäche stand der Oberpräsident häufig um vier oder fünf Uhr morgens auf. 
Am Ende eines ausgedehnten Besuchs- und Inspektionsprogramms mußte 
Vincke sich abends meist noch hinsetzen und die nachgesandte dienstliche Post 
durchgehen. Aus der Vielfalt der dienstlichen Gegenstände drängen sich im Jah­
re 1844 Fragen von Wirtschaft und Verkehr, Straßenbau und Ruhrschiffahrt in 
den Vordergrund. Ein Zeichen für Vinckes Aufgeschlossenheit gegenüber Mo­
dernisierungsverfahren ist die Tatsache, daß er den Berlinaufenthalt u. a. nutzte, 
um mehrmals die Gewerbeausstellung zu besuchen. ;1 

49 5tA Münster, Nachlaß Vincke, A 1. 
50 Die Briefe Luise von Vinckes befinden sich im StA Münster im Nachlaß Vincke, A II Nr. 2. 
SI Nach Vinckes Tagebucheintragungen unter den Daten 26. 9., 2. 10., 3. 10.1844 hat er mehrfach 
für mehrere Stunden die Gewerbeausstellung besucht. 
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Aus Berlin zurückgekehrt, unternahm Vincke in der letzten Oktoberwoche 
1844 sogleich eine Inspektionsreise nach Heyde, Velmede, Soest, Geseke, Büren, 
Marsberg, Brilon, Meschede, Arnsberg, Werl und Hamm. Kaum zurück und 
trotz gesundheitlicher Beschwerden, die ihn sogar den Hausarzt konsultieren 
ließen, und trotz beschwörender Mahnungen seiner Frau war er danach nicht 
vom Aufbruch auf eine neue Inspektionsreise abzuhalten. 

Schon bei der Einfahrt in Warendorf kam es zu einem Zusammenstoß mit ei­
nem Postwagen, wodurch Vincke, wie er in seinem Tagebuch schreibt, einen 
"heftigen Stoß vor die Stirn "52 erhielt. Dennoch setzte er sein Programm unver­
ändert fort. Am nächsten Tag aber stellten sich bedenkliche Folgen des Unfalls 
ein. In Bielefeld war Vincke desorientiert und litt an Erinnerungs- und Gedächt­
nisausfällen,53 so daß er nur ein reduziertes Programm aufrechterhalten konnte. 
Am 6. November war das Befinden des Oberpräsidenten so bedenklich - "ent­
schwundenes Gedächtnis" und "Mangel an Besinnung" hält Vincke selbst in sei­
nem Tagebuch fest -, daß ein Arzt gerufen werden mußte. Die allerletzte Tage­
bucheintragung Vinckes vom nächsten Tag erwähnt wieder nur Dienstgeschäfte. 
Die Reise mußte abgebrochen werden, und Vincke kehrte nach Münster zurück. 

Sein amtlicher Stellvertreter, Duvignau, erstattete dem Innenminister am 
14. November einen ausführlichen Bericht vom bedenklichen Gesundheitszu­
stand des Oberpräsidenten. 54 Daraufhin erging eine königliche Kabinettsordre an 
Vincke, die ihm die Wiederaufnahme seiner Dienstgeschäfte vor völliger Wie­
derherstellung seiner Gesundheit untersagte. Zwei Wochen später, am 2. De­
zember, starb Vincke. Er fand seine letzte Ruhestätte auf dem von ihm selbst an­
gelegten Familienfriedhof bei Haus Busch. 

Die Grabinschrift lautet wahrheitsgemäß: pro aliis vixit. 

52 Tagebucheintragung vom 4. 11 . 1844. 
53 Tagebucheintragung vom 5. 11. 1844. 
54 GStA Berlin PK, I HA Rep. 89 (2.2.1.) Ne. 13723 BI. 8. 


